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II Durchsuchung mit Entkleidung 

Es ist dem Bericht nicht zu entnehmen, dass die Psychiatrische Klinik Lüneburg, Fo-

rensische Abteilung, gegen die Feststellungen des Bundesverfassungsgerichts bei 

Durchsuchungen, die mit Entkleidungen verbunden sind, verstoßen würde. Derartige 

Beschwerden wurden bislang durch Untergebrachte der Psychiatrischen Klinik Lüne-

burg, Forensische Abteilung, an die Fachaufsicht nicht herangetragen.  

Die Anregungen der Nationalen Stelle zu diesem Punkt werden daher als allgemeine 

Anregungen aufgefasst und gegebenenfalls bei einer Novellierung des Nds. Maßregel-

vollzugsgesetzes Berücksichtigung finden.  

 

III Eins-zu-eins-Betreuung bei Fixierungen 

Die notwendige Reform des Niedersächsischen Maßregelvollzugsgesetzes konnte 

aufgrund der Auswirkungen der COVID-19-Pandemie auf den Dienstbetrieb des Fach-

ministeriums in der laufenden Legislaturperiode nicht wie geplant auf den Weg ge-

bracht werden. Die Anforderungen an die Fixierungen wurden daher im Erlasswege 

untergesetzlich geregelt. Zu dem von Ihnen angesprochenen Punkt wurde verbindlich 

wie folgt formuliert: 

„4. Die untergebrachte Person ist mit Beginn ihrer Fixierung von einer Ärztin oder ei-

nem Arzt zu überwachen. Zu der untergebrachten Person ist ein ständiger und unmit-

telbarer Sichtkontakt zu halten; ihre Vitalfunktionen sind fortlaufend zu kontrollieren. 

Soweit die Ärztin oder der Arzt die Betreuung der fixierten Person nicht selbst wahr-

nimmt, kann sie oder er die Betreuung Personen übertragen, die für die wahrzuneh-

menden Aufgaben qualifiziert sind. Die Fixierung ist unter Angabe der maßgeblichen 

Gründe für die Anordnung, der Art und Weise der Durchführung, der Dauer und der 

vorgenommenen ärztlichen Überwachung zu dokumentieren.“ 

 

IV Mehrbettzimmer 

Das Fachreferat des Nds. Ministerium für Soziales, Gesundheit und Gleichstellung teilt 

die Auffassung, dass Einzelzimmer im Maßregelvollzug soweit wie möglich Standard 

sein sollten. Die in nahezu allen Bundesländern bestehende Problematik der Überbe-

legung durch eine Zunahme der vorläufigen Unterbringung nach § 126a StPO und der 

seit Jahren anwachsenden Unterbringungen nach § 64 StGB verhindern den konse-

quenten Abbau aller Mehrbettzimmer. Bei Sanierungen und Neubaumaßnahmen wird 

verstärkt auf eine Einzelbelegung gesetzt.  
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V Urinkontrollen 

Aktuell werden von einigen Einrichtungen des Maßregelvollzugs bereits Alternativen 

zur herkömmlichen Urinkontrolle eingesetzt. Auch die Forensische Abteilung der Psy-

chiatrischen Klinik Lüneburg prüft alternative Drogenscreening-Verfahren. In der Regel 

sind alternative Verfahren aber mit der Beauftragung von externen Laboren verbun-

den, was neben erhöhten Kosten zu zeitlichen Verzögerungen bei der Vorlage der Er-

gebnisse führen kann.  

 

VI Genehmigung von Zwangsmaßnahmen 

Die Feststellung der Nationalen Stelle zur Verhütung von Folter zur ungenügenden Er-

reichbarkeit von Richterinnen und Richtern im Zusammenhang mit Fixierungen im 

Maßregelvollzug wird zur Kenntnis genommen. Es besteht keine Möglichkeit der Ein-

flussnahme auf Abläufe an den betroffenen Gerichten, da hierfür das Justizressort zu-

ständig ist.  

 

E Weitere Vorschläge zur Verbesserung der Unterbringungssituation 

I Sicherung der Einrichtung 

Es besteht Einvernehmen mit der Psychiatrischen Klinik Lüneburg, dass die Zaunan-

lage der Forensischen Abteilung erneuert werden muss. Gespräche zur Umsetzung 

der Baumaßnahme werden in Kürze aufgenommen. Dabei wird unter Beteiligung aller 

betreffenden (Fach-)Dienststellen eine geeignete Lösung erarbeitet, die sowohl den 

zeitgemäßen Sicherungsstandard abbildet als auch einer aus therapeutischer Sicht 

wünschenswerten Gestaltung entspricht.  

 

II Telefonzelle 

Die Halbsichtbarmachung der von der Nationalen Stelle genannten Telefonzelle wird 

von der Psychiatrischen Klinik Lüneburg, Forensische Abteilung, geprüft und voraus-

sichtlich in Kürze umgesetzt. 

 

Mit freundlichen Grüßen 

Im Auftrage 

  

 

 




